
Bismarcks Rede zur „Polenfrage“ vor dem preußischen
Abgeordnetenhaus (28. Januar 1886)

Kurzbeschreibung

Bismarcks Kulturkampf gegen die katholische Kirche umfasste eine entschlossene Anstrengung, den
polnischen Nationalismus in Preußens Ostprovinzen zu schwächen – und schien zeitweise von diesen
Bemühungen vorangetrieben. Der unmittelbare Hintergrund für diese lange Rede war ein brutales
Vorgehen im März und Juli 1885, durch das 48.000 Polen und polnische Juden aus diesen Provinzen
deportiert wurden. (Viele der Ausgewiesenen hatten jahrelang in Preußen gelebt, waren jedoch keine
Staatsbürger geworden.) Diese Aktionen läuteten eine neue und härtere Phase in der preußischen
Ostmarkenpolitik ein, die sich nach 1900 fortsetzte. Wie der Historiker Richard S. Levy angemerkt hat, ist
die folgende Rede typisch für Bismarck: Sie war frei gehalten, nicht nach einem vorbereiteten Text; sie
„strotzt vor Anspielungen und Drohungen“, liefert jedoch keine Details zur Politik. Bismarcks Absicht
liegt darin, die Polen als Aggressoren erscheinen zu lassen. Zu diesem Zweck malt er den polnisch-
deutschen Konflikt als einen gigantischen Kampf, in dem „alles Gute von der deutschen Seite herrührt,
alle böse Absicht den Polen zufällt“.

Quelle

Der Passus der Thronrede, an welchen der uns heute beschäftigende Antrag anknüpft, enthält den
Ausdruck der Überzeugung der Königlichen Regierung, daß in den Grundsätzen, nach welchen seit dem
Jahre 1840 in den Landesteilen, deren Bevölkerung polnisch spricht, regiert und verwaltet worden ist,
eine Änderung absolut notwendig sei. Wir haben durch die Geschichte die Erbschaft überkommen – Sie
werden verzeihen, wenn ich bei einer Frage, die ihre Wurzeln in der Vergangenheit hat, auch einen
Rückblick auf die Vergangenheit tue – wir haben die Erbschaft überkommen, uns mit zwei Millionen
polnisch sprechender Untertanen, so gut wir können, auf denselben Gebieten, welche die Grenzen des
Preußischen Staates umschließen, einzuleben. Wir haben diese Situation nicht gemacht; unsere Politik
kann von sich dasselbe sagen, was, ich weiß nicht mehr, auf welcher Forstakademie, geschrieben stand:
Wir ernten, was wir nicht gesäet haben, wir säen, was wir nicht ernten werden.

So stehen wir auch zu der Vergangenheit, die vor 1815 liegt. Das Jahr 1815 hat dem Preußischen Staat
eine Grenze geschaffen, hinter die er unter keinen Umständen zurückgehen kann; er bedarf dieser
Grenze zur Verbindung seiner Provinzen, zur Verbindung zwischen Breslau und Königsberg, zu seinem
Verkehrsleben sowohl wie zu seiner Verteidigung und seiner Sicherheit. […]

Im Jahre 1815 hat man zuerst sich die Schwierigkeit der Situation, in die man eintrat, nicht
vergegenwärtigt, wohl hauptsächlich, weil damals auf die Stimmung der Einwohner mehr Gewicht gelegt
wurde, als auf die der Staatsmänner. Die Staatsmänner, die 1815 bei uns am Ruder standen, der Fürst v.
Hardenberg in erster Linie, und, ich glaube, damals der erste Präsident der Posenschen Regierung, Herr
v. Zerboni, der bedeutende Besitzungen in Südpreußen jenseits der heutigen Grenze besaß, lebten noch
mehr unter dem Eindruck der kurz vorher stattgehabten Verhandlungen, in welchen Preußen ein
größeres polnisches Gebiet erstrebt hatte. Herr v. Zerboni besaß große Güter in demjenigen Teil von
Südpreußen, welcher nicht wieder zu Preußen gekommen war. Der Wunsch, der damals vorherrschte,
vielleicht bei einem späteren Ausgleich noch eine weitere Verrückung unserer Ostgrenze gegen die
Weichsel hin zu gewinnen, der Wunsch, zu diesem Behufe in der polnischen Bevölkerung der zum
Königreich Polen geschlagenen Landesteile Propaganda für Preußen zu machen, hat einigermaßen die
Sprache diktiert, die der Fürst v. Hardenberg damals dem Könige, seinem Herrn, den neu erworbenen



 

polnischen Untertanen gegenüber angeraten hat. Es war das eine Politik, die wir heutzutage gewiß
mißbilligen können; sie war ungeschickt. Sie hatte indessen damals zu keinem vertragsmäßigen
Abkommen irgendeiner Art geführt. Die Proklamationen, mit denen König Friedrich Wilhelm III. Besitz
von den ihm wieder zugefallenen Teilen Südpreußens ergriffen hat, enthalten die Kundgebung der
Absichten des Königs, die Kundgebung der Grundsätze, nach welchen er zu regieren gedachte. Eine
Verpflichtung, diese Grundsätze niemals zu ändern, wie auch immer seine polnischen Untertanen sich
benehmen könnten, ist der König in keiner Weise eingegangen (Oho! bei den Polen), und die
Versprechungen, die ehrlich vom Könige gegeben, von seinen Dienern vielleicht nicht ganz in derselben
Stimmung gemeint worden, sind seitdem durch das Verhalten der Bewohner dieser Provinz vollständig
hinfällig und null und nichtig geworden. (Lebhafter Widerspruch bei den Polen. Sehr wahr! rechts.) Ich
gebe meinesteils keinen Pfifferling auf irgendeine Berufung auf die damaligen Proklamationen. (Große
Unruhe bei den Polen und im Zentrum.)

Der Glaube, sich mit den Polen einleben zu können, und die Abneigung, die Schwierigkeiten davon zu
untersuchen, gewannen auch einen Anhalt in der Tatsache, daß man in Schlesien mit einer Million
polnisch redender Untertanen ohne jede Schwierigkeit lebte, sowie in der Erinnerung an die Zeit vor
1806, in der die Leidenschaften international nicht in dem Maße aufgeregt waren, in der ein sozial
erträgliches Verhältnis zwischen Deutschen und Polen stattfand, vielfacher Verkehr der Polen hier in
Berlin und in der Gesellschaft.

Diese Art von Vertrauensseligkeit wurde plötzlich gestört durch den Aufstand in Warschau von 1830 und
durch das Auftauchen einer polnischen Frage im europäischen Sinne unter Beteiligung und Mitwirkung
anderer Nationen, die seitdem nicht wieder von der Bildfläche vollständig verschwunden ist.

[…]

König Friedrich Wilhelm III. war diesem [von Flottwells] Gedanken zugänglich, und es wurde von seiten
des Königs und des Finanzministers eine nicht sehr erhebliche Summe bewilligt, für welche Güter aus
polnischen Händen aufgekauft wurden, um sie zur Vermehrung der deutschen Bevölkerung in der
Provinz weiter zu veräußern. Wenn auch diese Operationen nicht überall und in jedem einzelnen Fall und
mit Geschick und namentlich späterhin auch nicht unter Festhaltung der ursprünglichen Bestimmung
betrieben worden sind, so haben sie doch, solange dieses System das herrschende in der Verwaltung
war, einen erheblichen Zuwachs der deutschen Bevölkerung geschaffen.

Das System wurde aber außer Kraft gesetzt, als im Jahre 1840 der hochselige König zur Regierung kam,
der seinerseits der Meinung war, daß die wohlwollenden Gefühle, welcher Er für Seine polnisch
sprechenden Untertanen hatte, das Vertrauen, welches Er zu ihnen hatte, auf der anderen Seite durch
analoge Gefühle vollständig erwidert würde, und der in diesem Glauben bestärkt wurde durch eine
Rundreise, die er bald nach seiner Thronbesteigung in der Provinz bei den hervorragendsten Edelleuten
der polnischen Nation machte; er glaubte – ein altes Sprichtwort sagt: „Zutrauen bewirkt Edelmut“ –
man habe die Polen nur unschuldig gekränkt, sie würden treue Untertanen ihres wohlwollenden Königs
sein, wenn man ihnen mit Vertrauen entgegenkäme, und die Wohltaten der preußischen Regierung im
Vergleich mit den Zuständen, in denen sich die Bevölkerung früher befand – ja, ich kann, ohne unsere
Nachbarn zu verletzen, wohl sagen, in denen sich auch die jenseits der Grenze lebenden Polen befanden
– würden allmählich die Herzen gewinnen.

Der hochselige König wurde aus diesen vertrauensvollen Empfindungen in einer gewissen
unangenehmen Weise gestört durch die insurrektionellen Bewegungen, die vom Jahre 1846 bis 1848 in
den verschiedensten Phasen stattfanden. Er mußte erleben, daß im Jahre 1848 auf den Barrikaden von
Berlin ein Bündnis zwischen der preußischen und ausländischen Demokratie und den Polen geschlossen
wurde, was zur Folge hatte, daß kurze Zeit darauf mehrere tausend preußische Untertanen, teils
polnisch-, teils deutschredende, im Großherzogtum Posen in gegenseitigen Kämpfen erschossen oder



 

verwundet wurden. Indessen das Ergebnis der damaligen Ereignisse war doch immer ein gesetzlicher
Zustand, der den polnischen Bestrebungen dieselbe Freiheit der Bewegung verfassungsmäßig und
gesetzmäßig verschaffte, welche den deutschen Untertanen gewährt war. Die Freiheit der Bewegung
aber, die die Polen gewannen auf dem Gebiete des Vereinsrechts, der Presse und des Verfassungslebens,
hat in keiner Weise dazu beigetragen, ihr Wohlwollen und Entgegenkommen für Deutschland zu
vermehren; im Gegenteil, wir sehen als Frucht davon nur eine Verschärfung der nationalen Gegensätze,
das heißt eine einseitige Verschärfung auf der polnischen Seite. Der Entwicklung derselben kam die
Eigentümlichkeit des deutschen Charakters in manchen Hinsichten entgegen, einmal die deutsche
Gutmütigkeit und Bewunderung alles Ausländischen, eine Art von Neid, mit dem unsere Landsleute
denjenigen betrachten, der im Auslande gelebt und gewisse ausländische Allüren angenommen hat, und
dann auch die deutsche Tradition, die eigene Regierung zu bekämpfen, wofür man in den Polen immer
bereite Bundesgenossen zu finden sicher war (Hört, hört! rechts), endlich die eigentümliche Befähigung
des Deutschen, die sich bei keiner anderen Nation wiederfindet, aus der eigenen Haut nicht nur heraus-,
sondern in die eines Ausländers hineinzufahren (Heiterkeit) und vollständig Pole, Franzose oder
Amerikaner, kurz und gut etwas der Art zu werden. Ich erinnere mich aus meiner Kindheit: die
populärsten Melodien in Berlin, die ich gelernt habe, waren polnische vom alten Feldherrn[1]:

Denkst du daran, mein tapferer Lagienka (Heiterkeit);
Fordere niemand mein Schicksal zu hören;
Mein Vaterland.

das war aber nicht etwa das deutsche Vaterland, sondern das polnische, was der Berliner
Leierkastenmann damit beklagte. Es hatte das seinen entsprechenden Zwilling in dem Interesse für alles
Französische. Wer hat, der mit mir gleichalterig ist, nicht „Bertrands Abschied“ zum Beispiel mit
Begeisterung vortragen hören, oder die Poesien des Freiherrn v. Gaudy oder anderer zur Verherrlichung
Napoleons I., der die Deutschen recht gründlich gehauen hatte, wofür sie ihm eine Dankbarkeit
bewiesen, die ich durch kein zoologisches Beiwort charakterisieren mag. (Große Heiterkeit.) […] Ich
entsinne mich meiner Universitätszeit in Göttingen im Jahre 1832, wo eine Art Depot für polnische
Flüchtlinge aus dem Aufstande vom Jahre 1831 sich damals befand. Ich lernte damals als junger Mensch
einige der hervorragenden Leute des damaligen polnischen Reichstages kennen. Es waren interessante,
liebenswürdige Leute, aber das, was mich im Augenblick daran interessiert, ist die Erinnerung an die
Begeisterung, mit der diese Polen in allen Städten Mitteldeutschlands empfangen wurden. Ich habe
nachher den Empfang unserer aus siegreichen und gerechten Kriegen zurückkehrenden Armee erlebt;
aber so warm war er kaum, wie der Empfang dieser polnischen Flüchtlinge in jeder deutschen Stadt
(Oho!), die dadurch – ich habe sie selbst gesprochen – keineswegs in ihren Bestrebungen entwaffnet,
gegen Deutschland und Deutsche umgestimmt wurden. Ich entsinne mich, daß ich mit einem der Herren
zufällig über die slawischen Reminiszenzen sprach, die in den Namen vieler Ortschaften meiner Heimat
sich zeigten aus den früheren wendischen Zeiten her, und daß mir der sagte – die Unterredung wurde
französisch geführt: Attendez, nous leur rendrons bientôt leurs noms primitifs.

Sie finden es ja auch in den Aufrufen aus den Revolutionen von 1846 und 1863 bestätigt, daß die
Hersteller Polens auch nicht auf eine einzige Dependenz verzichten – die Woiwodschaft Pommern gehört
gerade so gut dazu wie Pommerellen, und Pommerellen gerade so gut wie Warschau selbst. Ich habe
schon erwähnt, wie groß das Entgegenkommen der Bewohner der heutigen deutschen Residenz damals
im Jahre 1848 gegen die Polen war. Ich erinnere mich, daß ich an der Ecke der Charlottenstraße und
Linden im Publikum den Zug der Beerdigung der gefallenen Märzkämpfer angesehen habe, und daß
dabei in einigem Widerspruch zu einer Trauerfeierlichkeit auf einem reich geschmückten Wagen in einem
malerischen polnischen Kostüm Mieroslawski stand, der der eigentliche Held des Tages war. Sein Aufzug
– und er sah sehr gut aus, kann ich Ihnen versichern (Heiterkeit) – machte auf die Berliner fast mehr
Eindruck, beschäftigte die Gemüter fast mehr als der des Königs, durch den die Absicht kundgegeben
wurde, daß Preußen in Deutschland aufgehen sollte. Also die deutsche Nationalität ging damals spurlos



 

vorüber, obschon sie durch den höchsten Träger der preußischen Nationalität repräsentiert war.

[…]

Ich kann nicht dafür, daß ich damals nicht verstanden worden bin; ich habe mich namentlich in den
bekannt gewordenen, und zwar nicht ganz richtig bekannt gewordenen Äußerungen, die durch die Worte
„Blut und Eisen“ gekennzeichnet waren, recht deutlich darüber ausgesprochen, deutlicher fast vielleicht,
als es gut war damals. Es handelte sich um militärische Fragen, und ich hatte gesagt: Legt eine möglichst
starke militärische Kraft, mit anderen Worten möglichst viel Blut und Eisen in die Hand des Königs von
Preußen, dann wird er die Politik machen können, die Ihr wünscht; mit Reden und Schützenfesten und
Liedern macht sie sich nicht, sie macht sich nur durch „Blut und Eisen“. (Bravo! rechts.) Das ist die Sache.
Ich wäre vielleicht verstanden worden, wenn ich nicht zuviel Rivalen auf diesem Gebiete, Deutschland
herzustellen, damals gehabt hätte. (Heiterkeit.)

In dieser Lage also befand ich mich mit einer bewußten Absicht, die ich noch nicht aussprechen durfte,
weil, wenn ich es getan hätte, mir eine Unterstützung weder bei Rußland noch Frankreich, weder bei
Österreich noch auch bei England anders als bei dem letzten mit Worten und bei den anderen auch nicht
einmal mit Worten zuteil geworden wäre. Die Saat, die ich sorgfältig kultivierte, wäre im Keim erstickt
worden durch einen kombinierten Druck des gesamten Europas, das unseren Ehrgeiz zur Ruhe verwiesen
hätte, denn aus Liebe für uns hätte keiner etwas für die deutsche Sache getan, auch nicht einmal aus
Interesse.

In diesen Erwägungen befand ich mich bereits, als ich Gesandter in Petersburg war, wo ich doch berufen
war, an der Auswärtigen Politik nicht bloß, sondern auch an der deutschen Politik des Preußischen
Staates einen persönlichen Anteil zu nehmen, und ich hatte dort die russischen Verhältnisse Polen
gegenüber ziemlich aus nächster Nähe beobachten können, infolge des großen persönlichen Vertrauens,
welches mir der hochselige Kaiser Alexander schenkte. Ich hatte die Überzeugung gewonnen, daß im
russischen Kabinett zwei Prinzipien tätig waren: das eine, ich möchte sagen, das antideutsche, welches
das Wohlwollen der Polen und der Franzosen zu erwerben wünschte, und welches hauptsächlich
vertreten war durch den Reichskanzler Fürsten Gortschakoff und in Warschau durch den Marquis
Wielopolski, das andere, das hauptsächlich in dem Kaiser und anderen seiner Diener seinen Sitz hatte,
das auf dem Bedürfnis beruhte, die freundschaftlichen Beziehungen mit Preußen unter allen Umständen
festzuhalten – und man kann sagen: eine preußenfreundliche antipolnische, und eine
franzosenfreundliche polnische Politik kämpften um den Vorrang im russischen Kabinett.

[…]

Deshalb war meine Stellung als Auswärtiger Minister dem russischen Kabinett gegenüber einigermaßen
vorbereitet, und von allen europäischen Kabinetten damals konnte man nur von diesem, ich will nicht
sagen: eine Unterstützung, aber doch ein tolerari posse unserer deutschen Politik allenfalls erwarten. Ich
hatte deshalb das Interesse, die Beziehungen zu Petersburg besonders zu pflegen. Wenn ich mir bewußt
war, mit der Mehrzahl meiner Landsleute in diesem Raume der Volksvertreter ein und dieselben
nationalen Ziele zu erstreben, so war es hart für mich, daß ich für die Erreichung dieser Ziele auch von
keinem einzigen eine Unterstützung, eine Mitwirkung zu diesem Zweck zu erwarten hatte; im Gegenteil,
die eigentümliche Lage, in die wir durch eine geheime Konvention, der gegenüber man einen Bruch des
zugesicherten Geheimnisses von mir zu erpressen suchte, gebracht waren, lieferte die Mittel, die übrigen
europäischen Kabinette gegen uns zu verhetzen, ihnen gewissermaßen Anzeige zu machen von unseren
Schwächen und von Fehlern, die diesseits begangen wären, uns – ich kann es nicht anders nennen – in
Paris und in London zu verklagen wegen der russenfreundlichen Politik, die wir machten, und es war
nicht ohne Erfolg.

Ich habe durch einen Zufall, der im Jahre 1870 stattfand, indem eine Anzahl geheimer französischer



 

Papiere in unsere Hände fiel, Indizienbeweise in die Hand bekommen für die Verbindungen, die damals
von hiesigen Mitgliedern der Opposition mit der hiesigen französischen Gesandtschaft stattgefunden
haben. (Hört! hört! rechts.) Ich werde das Geheimnis darüber auch ferner bewahren, weil ich eine
Veröffentlichung nicht nützlich halte. Es sind seitdem dreiundzwanzig Jahre vergangen und manche
politische Auffassung hat sich geändert, und alle haben in der Politik etwas gelernt seitdem; die
politische Bildung ist heute eine andere.

Also es war für uns eine sehr bedenkliche, vollkommen isolierte Lage, in der wir uns bei der damaligen
polnischen Debatte in diesen Räumen befanden. Beim Beginn der polnischen Insurrektion fand ich in
Paris noch eine so ziemlich wohlwollende Beurteilung; man war dort mehr antirussisch als
antipreußisch. Aber, nachdem die Verhandlungen im Abgeordnetenhause stattgefunden hatten, die
gewissermaßen ein Appell des Hauses an das Ausland waren in dem Sinne, wie das englische Sprichwort
sagt: Hit him, he has no friend (haut ihn, er hat keinen Freund) – in der Art wurden wir denunziert in Paris –
da wechselte die Auffassung des Kaisers Napoleon, und er fing an, auf uns zu drücken in einer
unfreundlichen Weise. Und daß wir nicht infolge dieser Verhandlungen in diesen preußisch-deutschen
Räumen nachher unter die Schraube einer diplomatischen Pression genommen worden sind, bei der
England, Frankreich und Österreich vereinigt waren, und die nur entweder mit einem schmählichen
Rückzug oder mit der Aufnahme eines Krieges, zu dem Rußland 1863 geneigt war, als Verbündete
Rußlands endigen konnte, das danken wir nur den deutschfreundlichen Regungen, die schließlich der
alte Lord Russell in England noch hatte. England lehnte es ab, sich den Absichten Frankreichs
anzuschließen. In der Gefahr befanden wir uns isoliert, und Preußen war damals nicht so stark, wie jetzt,
wir hatten den Deutschen Bund nicht hinter uns. Ich stand genau an dieser selben Stelle und wurde in
diesen Räumen von der fast einstimmigen Versammlung mit einer Flut voll Hohn und Haß überschüttet,
wo ich dachte: Nun, da ist der englische und der französische Botschafter doch noch weniger gehässig
und feindlich gegen mich, als meine Landsleute im Preußischen Landtage. (Hört, hört! rechts. Unruhe
links.)

[…]

Seit 1866 haben wir vom Auslande her eine Unterstützung der polnischen Bestrebungen bei uns nicht
weiter zu erleben gehabt, vielleicht deshalb, weil wir stärker geworden sind, als wir damals waren,
vielleicht deshalb, weil Frankreich, das das Hauptinteresse an der Wiederherstellung Polens hatte – weil
eine polnische Armee immer ein französisches Korps an der Weichsel sein würde – weil Frankreich
einstweilen in der Politik andere Gedanken hat als die polnische Frage; das Ziel seiner Gedanken liegt viel
näher: es denkt mehr an Deutschland, es denkt direkt an uns, während es früher indirekt dachte. Es sind
keine französischen Bestrebungen, wie sie unter Kaiser Napoleon, wie sie unter Louis Philipp ziemlich
harmlos stattfanden, zu Gunsten Polens weiter im Auslande bemerkbar gewesen; auch ist die
europäische Politik durch die Ereignisse von 1866 und 1870 hinreichend beschäftigt gewesen, um auf
Polen nicht einzugehen.

Trotzdem ist aber der Kampf ums Dasein zwischen den beiden Nationen, die auf dieselbe Scholle
angewiesen sind, unvermindert, man kann sagen, mit verstärkten Kräften fortgeführt. Die Zeit der Ruhe
ist auf polnischer Seite keine Zeit der Versöhnung und des Einlebens gewesen, und das Eigentümliche ist,
daß in diesem Kampf nicht etwa, wie man im Auslande vielfach glaubt und wie unsere Optimisten
meinen, die deutsche Bevölkerung die Siegerin ist und der Germanismus fortschreitet, sondern
umgekehrt; die polnische Bevölkerung macht ganz zweifellose Fortschritte und man fragt sich, wie das
bei der angeblich so großen Unterstützung, die das deutsche Element von seiten der Regierung hat,
möglich ist. Ja, meine Herren, vielleicht lehrt das noch, daß die Unterstützung, die die Polen von seiten
der Opposition haben, stärker ist wie dasjenige, was die Regierung nach der heutigen Verfassung leisten
kann; aber die Tatsache, daß die Polen von sich sagen können: Vexilla regis prodeunt, unsere Fahnen
rücken vor – die ist ja ganz unzweifelhaft.



 

Wenn man über die Gründe dafür nachdenkt, so fällt mir vorzugsweise die damalige katholische
Abteilung ein, die ihrerseits schließlich bis zu ihrer Aufhebung nach meiner unmittelbaren Erfahrung, die
ich als Ministerpräsident zu machen Gelegenheit hatte, rein den Charakter eines polonisierenden
Organes innerhalb der preußischen Verwaltung hatte. (Unruhe im Zentrum und bei den Polen.) Sie war
unter der Leitung des Herrn Krätzig, von dem ich hoffe, daß er noch lebt, ein Institut in den Händen
einiger großer polnischer Familien geworden, in deren Dienst sich diese Behörde behufs Polonisierung in
allen zweifelhaften deutsch-polnischen Distrikten gestellt hat. Deshalb trat mir die Notwendigkeit nahe,
auch meinerseits den Anträgen auf Aufhebung dieser Abteilung zuzustimmen, und das ist eigentlich der
Grund, aus dem ich überhaupt in den Kulturkampf geraten bin. Für meine persönliche Auffassung hätte
es wohl gar keinen Kulturkampf gegeben. (Lebhafter Widerspruch im Zentrum.) Ja meine Herren, was Sie
dagegen sagen können – ich lasse Ihnen Ihre Zweifel daran; es wird einige Leute vielleicht geben, die mir
glauben, es ist mir aber ziemlich gleichgültig, ob mir überhaupt jemand glaubt; aber ich habe doch das
Bedürfnis, jedem, der sich darüber informieren will, meine persönliche Meinung zu sagen.

Wer mich in den Kulturkampf hineingezogen hat, das ist Herr Krätzig, der Vorsitzende der katholischen
Abteilung, derjenigen Abteilung, die innerhalb der preußischen Bürokratie die Rechte des Königs und der
Kirche zu wahren gebildet war, die aber ausschließlich eine Tätigkeit in der Richtung entwickelte, daß sie
die Rechte der römischen Kirche sowohl, wie namentlich aber die polnischen Bestrebungen gegenüber
dem König mit seiner Autorität und unter seinem Siegel wahrnahm. Und deshalb mußte sie aufgelöst
werden. (Oho! im Zentrum und bei den Polen.)

Eine zweite Erklärung für den Fortschritt der Polen liegt in der Leichtigkeit, die sie für die Agitation durch
die Einführung der Reichsverfassung und der Reichsgesetze über Presse und Vereine gewonnen haben.
Die polnischen Herren sind nicht schüchtern gewesen in der Ausbeutung aller der Gesetze, die im
Deutschen Reiche und in Preußen gegeben waren. Sie erkennen sie ihrerseits nicht an; sie erkennen ihre
Zugehörigkeit zu Preußen nur auf Kündigung und zwar auf vierundzwanzigstündige Kündigung an; wenn
sie heute Gelegenheit hätten, gegen uns vorzugehen, und stark genug wären, so würden sie nicht einmal
gegen vierundzwanzigstündige Kündigung, sondern ohne Kündigung losschlagen. (Große Unruhe bei den
Polen.) Ja, meine Herren, ist einer von Ihnen, der sein Ehrenwort darauf geben kann, daß das nicht wahr
ist (Große Heiterkeit), daß alle die Herren zu Hause bleiben werden, wenn die Gelegenheit sich bietet, mit
ihren Banderien auszurücken – dann will ich meine Behauptung zurücknehmen; aber das Ehrenwort
verlange ich. (Heiterkeit.) Und daß Sie mir einreden wollen, das wäre ein Irrtum – meine Herren, so dumm
sind wir wirklich nicht, ich wenigstens nicht. (Heiterkeit.)

[…]

Dann hat ihnen die Reichsverfassung eine starke Anlehnung an verschiedene Parteien gegeben, die
ihrerseits ebenfalls bereit sind, die Regierung unter allen Umständen zu bekämpfen; in dieser Negative
findet sich ja eine beträchtliche Anzahl, unter Umständen sogar die Majorität im Reichstag zusammen,
eine Majorität, die ganz unfähig ist, eine positive Regierung zu bilden, eine Majorität, deren leitende
Prinzipien in den letzten Fällen, die vorlagen, von der polnischen und von der sozialdemokratischen
Fraktion bestimmt wurden und allenfalls noch von den übrigen – ich kann wohl sagen fenischen,
nihilistischen Fraktionen – womit ich keine kränkende Bezeichnung brauchen will; ich meine nur eine
Fraktion, die unter allen Umständen die jetzige Regierung nicht nur, sondern die jetzigen
Reichseinrichtungen negiert […] wer nicht mitarbeiten will an dem Staat zu seinem Schutz, der gehört
nicht zum Staat, der hat keine Rechte an den Staat; er soll weichen aus dem Staat. So barbarisch sind wir
nicht mehr, daß wir die Leute austreiben, aber es wäre eigentlich die gerechte Antwort gegen alle
diejenigen, die den Staat und seine Einrichtungen negieren, daß ihnen auch ihrerseits der staatliche
Schutz in allen Beziehungen entzogen würde, desjenigen Staates, den sie negieren. Das nannte man im
alten Deutschen Reich: Bann und Acht; es ist ein hartes Verfahren, zu dem wir heute zu weichmütig sind.
Aber es ist kein Grund, denjenigen Rechte am Staat einzuräumen, die ihrerseits alle Pflichten negieren.



 

Diese Anlehnung an andere Parteien bedingt gerade die verhältnismäßige Gefährlichkeit, die ich der
polnischen Opposition zuschreibe. Wenn die zwei Millionen ganz allein ständen, würde ich sie nicht
fürchten, zumal unter der Million Oberschlesier doch die Feindseligkeit gegen den Preußischen Staat
nicht so entwickelt ist wie die Leiter der Agitation es wünschen; aber in der Anlehnung an andere
Staaten, an andere Parteien, die auch den Staat negieren und die ihn auch bekämpfen, da bilden sie eine
erkleckliche Macht, eine Majorität, von der ich für die weitere Entwicklung des Deutschen Reiches wenig
Heil in Zukunft erblicken kann.

[…]

ANMERKUNGEN

[1] Vom Holtei.
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